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10. Übersicht 
über  

Beschlussempfehlungen zu Eingaben 

Hannover, den 21.02.2024 

Petitionsausschuss 

 

Beschlussempfehlungen zu Eingaben 

Dem Landtag wird empfohlen, zu den nachstehenden Eingaben die folgenden Beschlüsse zu  
fassen: 

 

Petitionsausschuss 

15. Sitzung am 21.02.2024 

1.  00116/89/19, Schaffung der Möglichkeit zur Errichtung von Kleinwindkraftanlagen für  
Einfamilienhäuser: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

 

2.  00219/11/19, Verhalten der Staatsanwaltschaft Braunschweig: 

Die Einsender sind über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

 

3.  00253/11/19, a) Ausweisung als Naturschutzgebiet für bestimmte Gebiete in Hülsede, 
b) Erhalt der Kirche in Hülsede, c) Bahnhöfe in Bad Nenndorf und Rinteln, 
d) Werke von Wilhelm Busch als UNESCO Weltkulturerbe, 
e) Liste der Naturdenkmale in Schaumburg, f) Denkmalschutz für verschiedene Gebäude, 
g) Erweiterung des S-Bahn-Netzes: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

 

4.  00260/11/19, Justizvollzug: 
a) Verlegung in den offenen Vollzug u.a. aufgrund von Lärmbelastung, 
b) medizinische Behandlung / Kosten für Hörgerätebatterien, 
c) Aufschlusszeiten, 
d) Bereitstellung von Fernsehgeräten und Gegenständen zur Körperpflege (Rasierer), 
e) Ausgabe von Tabak durch den Seelsorger, f) Verhalten von Bediensteten, 
g) Lockerungen / Vorbereitung auf Haftende, h) Vollzugsplanung: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 
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5.  00283/11/19, Justizvollzug: 
a) Beschwerde über einen Bediensteten (u.a. im Zusammenhang mit der Durchführung 
von Langzeitbesuchen und der Beschädigung einer Anstaltstür), 
b) Berücksichtigung des religiösen Glaubens bei der Verpflegung: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

 

6.  00364/11/19, Rundfunkbeitrag; Beitragspflicht bei geringem Einkommen: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

 

7.  00387/11/19, Vergünstigungen für Seniorinnen und Senioren beim Erwerb des Deutsch-
landtickets: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

 

8.  00396/11/19, Zeitpunkt der Anrechnung von Rentenzahlungen bei der Gewährung von 
Sozialleistungen: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

 

9.  00398/11/19, Einbürgerung eines irakischen Staatsangehörigen: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

 

10.  00407/11/19, Aufenthaltsrecht für eine armenische Staatsangehörige: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

 

11.  00426/11/19, Justizvollzug; 
a) Beschwerde über die Haftsituation, 
(Drogen, Handys, Erkrankungen von Mitgefangenen), 
b) Entlassungsvorbereitungen, c) Haftunterbrechung: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

 

12.  00446/11/19, Rundfunkbeitrag; Ermäßigung bzw. Erlass des Beitrages für Menschen mit 
Beeinträchtigungen: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

 

13.  00450/11/19, Gebührenberechnung durch den aha-Zweckverband Abfallwirtschaft Region 
Hannover: 

Die Einsenderin ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

 

14.  00489/11/19, Justizvollzug; Beschwerde über die Umstände im Zusammenhang mit einer 
körperlichen Auseinandersetzung: 

Der Einsender ist über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 
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15.  00362/11/19, Grundsteuer; Beschwerde über das Verhalten des Finanzamtes Hannover 
Land I: 

Die Eingabe wird für erledigt erklärt, weil dem Anliegen des Einsenders entsprochen 
worden ist. 

 

16.  00367/11/19, Nachmittagsbetreuung an der Grundschule Salzgitter Thiede: 

Die Eingabe wird für erledigt erklärt, weil dem Anliegen der Einsenderin 
entsprochen worden ist. Im Übrigen ist die Einsenderin über die Sach- und 
Rechtslage zu unterrichten. 

 

17.  00404/11/19, Beschwerde über das Verhalten des Jobcenter Hildesheim / 
Bad Salzdetfurth; im Zusammenhang mit einer finanziellen Unterstützung 
bei der Ausbildung zur Physiotherapeutin: 

Die Eingabe wird für erledigt erklärt, weil dem Anliegen der Einsenderin 
entsprochen worden ist. Im Übrigen ist die Einsenderin über die Sach- und 
Rechtslage zu unterrichten. 

 

18.  00308/11/19, Inobhutnahme eines Kindes durch das Jugendamt des Landkreises  
Rotenburg (Wümme): 

Der Landtag sieht, soweit gerichtliche Entscheidungen beanstandet werden,  
keine Möglichkeit, sich für das Anliegen der Einsenderin zu verwenden, da derartige 
Entscheidungen aus verfassungsrechtlichen Gründen einer Überprüfung durch das 
Parlament entzogen sind. Im Übrigen ist die Einsenderin über die Sach- und  
Rechtslage zu unterrichten. 

 

19.  00381/11/19, Beschwerde über die Nichtbeantwortung von Zuschriften durch den  
Niedersächsischen Ministerpräsidenten bzw. die Niedersächsische Staatskanzlei: 

Der Landtag sieht keinen Anlass, sich für das Anliegen der Einsender zu verwenden. 

 

20.  00394/11/19, Beschwerde über die Kommunikation von Gerichten und Behörden per 
Briefpost: 

Der Landtag sieht keinen Anlass, sich für das Anliegen des Einsenders zu  
verwenden. 

 

21.  00524/11/19, Maßregelvollzug; Corona-Regelungen in der KRH Psychiatrie Wunstorf: 

Der Landtag sieht keinen Anlass, sich für das Anliegen des Einsenders zu  
verwenden. Im Übrigen soll die Stellungnahme des Fachministeriums dem Einsender 
übersandt werden. 

 

 

 

 

(Verteilt am 07.03.2024) 
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